
Prof. Dr. Kauffold (SPD):

Herr Abgeordneter! Ist Ihnen bekannt, daß die SPD-Fraktion 
dem Präsidium ein Anpassungsgesetz übergeben hat, das den 
Status der Genossenschaften regelt?

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Nein, ist mir nicht bekannt, und es steht mir auch nicht zur 
Verfügung.

Prof. Dr. Kauffold (SPD):

Dann ist es Ihnen jetzt bekannt. Wir wollten dieses Gesetz ei­
gentlich schon in dieser Sitzung der Volkskammer einbringen 
und rechnen damit, daß es in der nächsten Sitzung behandelt 
wird.

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Gut. Wir würden dringlich darum bitten, daß wir mit diesem 
Gesetzesvorschlag bekannt werden. In diesem Sinne kann ich 
meine Vorredner voll unterstützen, die kostenlose Aufklärung 
und Überrumpelungsschutz gefordert haben. Sehr schnell soll­
ten auch freiberufliche Rechts- und Steuerberater aus beiden 
deutschen Staaten bei uns zugelassen und gefördert werden. Wir 
möchten dringend wissen, welche Körperschaftssteuer, welche 
Vermögenssteuer, welche Gewinnbesteuerung ab 1. Juli 1990 für 
unsere Handwerks- und Produktionsgenossenschaften ganz 
konkret zutreffen.

Insgesamt stimmt die Fraktion DBD/DFD vorbehaltlich der 
aufgeworfenen Probleme und vorbehaltlich der dringlichen Be­
antwortung der aufgeworfenen Fragen der Überweisung des 
Mantelgesetzes in die Ausschüsse zu. Danke.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich möchte auch gleich Ihre 
Frage beantworten, die Sie an mich gestellt haben. Wir haben 
heute die Lesung angesetzt, damit über Pfingsten bereits an den 
Textentwürfen gearbeitet werden kann, weil sonst die Überwei­
sung an die Ausschüsse erst am Montag erfolgt wäre. Ich hoffe, 
Sie sind auf Grund der Dringlichkeit damit einverstanden.

Ich bitte nun von der Fraktion CDU/DA, den Abgeordneten Dr. 
Krause, das Wort zu nehmen.

Dr. Krause für die Fraktion der CDU/DA:

Werte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Einige Bemerkungen noch aus unserer Sicht zu falsch 
dargestellten Zusammenhängen. Wir müssen, wenn wir über 
das Mantelgesetz beraten, natürlich das fehlende Spekulations­
recht - der Kollege Heuer ist leider jetzt hier nicht anwesend - in 
Verbindung mit den vertraglich fixierten Bedingungen sehen. 
Ich bitte zu akzeptieren, daß beispielsweise mit dem in den Aus­
schüssen oder im Ausschuß für Landwirtschaft erarbeiteten Ge­
setz eben auch genau diesem Problem mit begegnet werden 
wird, Spekulationen weitgehend zu vermeiden. Außerdem 
möchte ich sachlich darauf hinweisen, daß eben im Staatsver­
trag, ich zitiere die Anlage 9, Punkt 4:

„Da es zunächst an einem funktionsfähigen Markt für Grund 
und Boden und entsprechenden Marktpreisen fehlen wird, 
kann im Rahmen der Vertragsfreiheit..

genau an diesen Punkt gedacht worden ist, daß wir genau das 
Spekulieren vermeiden wollen.

Und ich würde meinen, daß wir im Rahmen der parlamentari­
schen Initiative nicht in diesem Staatsvertrag, sondern in den

gesetzlichen Regelungen im Rahmen der Souveränität der DDR 
darüber nachzudenken haben. Was wir darunter verstehen, will 
ich an den Vorbehaltsklauseln erläutern.

Erstens: Jemand, der Grund und Boden erwirbt, hat nur dann 
das Recht, diesen erworbenen Grund und Boden zu behalten, 
wenn er in einem bestimmten, relativ kurz befristeten Zeitraum 
auch wirklich investiert. Nennen wir eine Zahl: Er hat das Recht, 
innerhalb eines Jahres zu investieren. Wenn die Investition 
nicht erfolgt, dann kann davon ausgegangen werden, daß er den 
Boden eben nicht zum Investieren erworben hat.

Punkt Nr. 2, das Problem des Marktes des Bodens: Wir gehen 
davon aus, daß der Abstand nach einer bestimmten, zu vereinba­
renden Zeit zu zahlen ist. Und wir gehen dann natürlich auch da­
von aus, daß das eigentlich in der gegenwärtigen Situation eine 
Investitionszulage ist, also so wie eine Investitionszulage wirkt. 
Und wenn sich der Bodenmarkt in der DDR vergleichbar entwik- 
kelt hat, ist natürlich der entsprechende Abstand zu zahlen. Das 
vielleicht als Ergänzung.

Zum Punkt Nr. 3: Ich war auch dankbar für den Beitrag des 
Kollegen vom Bündnis 90. Wir sehen das ähnlich, daß es zualle­
rerst in der DDR Opfer, aber auch Täter gibt. Häufig sind aber 
Opfer zu Tätern geworden, natürlich auch Täter zu Opfern. Wir 
meinen aber, daß wir in der sachlichen Auseinandersetzung bit­
te berücksichtigen wollten, daß mit der Grenzöffnung am 9. No­
vember natürlich das Schrittmaß für alle Vorhaben festgeleg^ 
ist. „_..

(Vereinzelt Beifall)

Und wir sind auch der festen Überzeugung, daß man aus wissen­
schaftlicher Sicht natürlich zuallererst beispielsweise die Pro­
duktivität unserer Wirtschaft hätte erhöhen müssen, um dann 
die D-Mark einzuführen. Bloß, diese Lehrsätze müssen wir auf­
grund der nicht zur Verfügung stehenden Zeit aufgeben. Das ist 
hier das Problem,

(Vereinzelt Beifall)

Und deshalb sollten wir in diesem Rahmen die Diskussion nicht 
mit Polemik, sondern rational führen.

Vielleicht noch zur Anlage 2 und zum Mantelgesetz, das natür­
lich nur die gesetzlichen Vorschriften, die zur Realisierung der 
vertraglichen Vereinbarung aus der Sicht beider Staaten erfor­
derlich sind, beinhaltet. Das läßt offen, daß die DDR noch andere, 
zusätzliche Regelungen in ihrer Souveränität realisiert. Und ich 
würde mich freuen, wenn wir diese wichtige Entscheidung, die­
sen Weg zu gehen, bitte immer alternativ mit anderen möglichen 
Wegen diskutieren. Ich kenne keinen anderen möglichen Wef 
der von der Opposition zusammenhängend zur Überwindung--- 
der Probleme vorgelegt worden ist, zur Überwindung der wirt­
schaftlichen Probleme mit einer solchen Absicherung, daß wir 
eben nicht aus dem Konsumbereich das Geld herausnehmen, 
um zu akkumulieren, was in vielen anderen europäischen Län­
dern zu einem entscheidenden Verfall der Sozialleistungen ge­
führt hat. Und genau das ist - so meinen wir - der Vorteil dieses 
Vertrages, und daraus ergibt sich auch die Notwendigkeit dieser 
Mantelgesetzgebung. Danke schön.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Krause. Ich bitte jetzt als letz­
ten Redner den Abgeordneten Frank Wietschel von der SPD, das 
Wort zu nehmen.

Wietschel (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach Informa­
tionen des Ministeriums für Arbeit und Soziales müssen wir in 
der kommenden Woche mit dem 100 000. Arbeitslosen rechnen. 
Wir haben niemals gesagt, daß die Vorteile der deutschen Ein-
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